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181. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in
Strafsachen

182. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens zwischen den Vertragsstaaten des
Nordatlantikvertrags und den anderen an der Partnerschaft für den Frieden
teilnehmenden Staaten über die Rechtsstellung ihrer Truppen

183. Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzprotokolls zu dem Übereinkommen zwischen den
Vertragsstaaten des Nordatlantikvertrags und den anderen an der Partner-
schaft für den Frieden teilnehmenden Staaten über die Rechtsstellung ihrer
Truppen

184. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über den Beitritt der Republik
Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zum
Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen sowie zum
Protokoll betreffend die Auslegung dieses Übereinkommens durch den
Gerichtshof in der Fassung des Übereinkommens über den Beitritt des
Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Groß-
britannien und Nordirland, des Übereinkommens über den Beitritt der
Republik Griechenland und des Übereinkommens über den Beitritt des
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik

181. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarates hat Rumänien die anläßlich der Hinterlegung
seiner Ratifikationsurkunde erklärten Vorbehalte bzw. abgegebenen Erklärungen *) zum Europäischen
Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl. Nr. 41/1969, letzte Kundmachung des
Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 128/1999) dahingehend berichtigt, daß der Vorbehalt gemäß Artikel 23
als gegenstandslos zu betrachten ist.

Die Übersetzung der Erklärung Rumäniens zu Artikel 24 lautet vollständig wie folgt:

Als rumänische Justizbehörden sind für die Zwecke dieses Übereinkommens die Justizbehörden, die
Staatsanwaltschaften bei diesen, das Justizministerium und die Staatsanwaltschaft beim Obersten
Gerichtshof und für Rechtshilfeersuchen, auf die in Artikel 15 Absatz 3 Bezug genommen wird, das
Innenministerium zu betrachten.

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs zufolge hat die ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien am 28. Juli 1999 ihre Ratifikationsurkunde hinterlegt.

*) Kundgemacht in BGBl. III Nr. 110/1999

Klima

182. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens zwischen den Vertragsstaaten des Nordatlantikvertrags und den anderen an der
Partnerschaft für den Frieden teilnehmenden Staaten über die Rechtsstellung ihrer
Truppen

Nach Mitteilungen der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika haben folgende weitere
Staaten ihre Ratifikationsurkunden zum Übereinkommen zwischen den Vertragsstaaten des Nordatlantik-
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vertrags und den anderen an der Partnerschaft für den Frieden teilnehmenden Staaten über die
Rechtsstellung ihrer Truppen (BGBl. III Nr. 136/1998) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

Dänemark 8. Juli 1999
Deutschland 24. September 1998
Italien 23. September 1998
Vereinigtes Königreich 22. Juni 1999

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunden haben nachstehende Staaten Vorbehalte
erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

Deutschland:
„Die Bundesrepublik Deutschland geht davon aus, dass der Artikel I des Übereinkommens vom

19. Juni 1995 zwischen den Vertragsparteien des Nordatlantikvertrags und den anderen an der
Partnerschaft für den Frieden teilnehmenden Staaten über die Rechtsstellung ihrer Truppen keine
Auswirkungen auf die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden EU-Gesetze über die Befreiung
ausländischer Streitkräfte und ihrer Angehörigen von der Steuer- und Abgabenpflicht hat.“

„Die Bundesrepublik Deutschland geht davon aus, dass, gemäß dem Sinn und Zweck des Überein-
kommens vom 19. Juni 1995 zwischen den Vertragsparteien des Nordatlantikvertrags und den anderen an
der Partnerschaft für den Frieden teilnehmenden Staaten über die Rechtsstellung ihrer Truppen, der
Artikel II dieses Übereinkommens nicht in Widerspruch zur Anwendung des Übereinkommens im
gesamten Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland steht.“

Vereinigtes Königreich:
„[Die Ratifikation durch das Vereinigte Königreich] gilt mit dem Vorbehalt, dass Ausnahmen von

Steuern und Abgaben in dem gemäß den Gesetzen der Europäischen Gemeinschaft zulässigen Ausmaß
zur Anwendung kommen.“

Klima

183. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zusatzproto-
kolls zu dem Übereinkommen zwischen den Vertragsstaaten des Nordatlantikvertrags und
den anderen an der Partnerschaft für den Frieden teilnehmenden Staaten über die
Rechtsstellung ihrer Truppen

Nach Mitteilungen der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika haben folgende weitere
Staaten ihre Ratifikationsurkunden zum Zusatzprotokoll zu dem Übereinkommen zwischen den Vertrags-
staaten des Nordatlantikvertrags und den anderen an der Partnerschaft für den Frieden teilnehmenden
Staaten über die Rechtsstellung ihrer Truppen (BGBl. III Nr. 137/1998) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

Dänemark 8. Juli 1999
Deutschland 24. September 1998
Italien 23. September 1998

Anläßlich der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde hat Deutschland nachstehende Erklärung
abgegeben:

Die Bundesrepublik Deutschland geht davon aus, dass der Artikel I des Übereinkommens vom
19. Juni 1995 zwischen den Vertragsparteien des Nordatlantikvertrags und den anderen an der Partner-
schaft für den Frieden teilnehmenden Staaten über die Rechtsstellung ihrer Truppen keine Auswirkungen
auf die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden EU-Gesetze über die Befreiung ausländischer
Streitkräfte und ihrer Angehörigen von der Steuer- und Abgabenpflicht hat.

Die Bundesrepublik Deutschland geht davon aus, dass, gemäß dem Sinn und Zweck des Überein-
kommens vom 19. Juni 1995 zwischen den Vertragsparteien des Nordatlantikvertrags und den anderen an
der Partnerschaft für den Frieden teilnehmenden Staaten über die Rechtsstellung ihrer Truppen, der
Artikel II dieses Übereinkommens nicht in Widerspruch zur Anwendung des Übereinkommens im
gesamten Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland steht.

Klima
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184. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über den Beitritt der Republik Österreich, der Republik Finnland und des
Königreichs Schweden zum Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen sowie zum
Protokoll betreffend die Auslegung dieses Übereinkommens durch den Gerichtshof in der
Fassung des Übereinkommens über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands und
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, des Übereinkommens über
den Beitritt der Republik Griechenland und des Übereinkommens über den Beitritt des
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Rates der Europäischen Union hat Griechenland am
26. Juli 1999 seine Ratifikationsurkunde zum Übereinkommen über den Beitritt der Republik Österreich,
der Republik Finnland und des Königreichs Schweden zum Übereinkommen über die gerichtliche
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen sowie
zum Protokoll betreffend die Auslegung dieses Übereinkommens durch den Gerichtshof in der Fassung
des Übereinkommens über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten König-
reichs Großbritannien und Nordirland, des Übereinkommens über den Beitritt der Republik Griechenland
und des Übereinkommens über den Beitritt des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik
(BGBl. III Nr. 167/1998, letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl. III Nr. 102/1999) hinterlegt.
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